
Ablaufplan für einen vorhabensbezogenen Bebauungsplan (B-Plan) 

 

1. Beschluss zur Einleitung des Verfahrens 

●​ Die Gemeindevertretung entscheidet, ob ein Bebauungsplanverfahren eingeleitet wird. 
●​ Grundlage: Beschlossener Kriterienkatalog und Ergebnisse der 

Einwohnerbefragung. 
●​ Falls die Mehrheit der Einwohner gegen die Errichtung stimmt, endet das Verfahren hier. 

2. Aufstellungsbeschluss & Antragstellung des Vorhabenträgers 

●​ Antragstellung durch den Vorhabenträger auf Einleitung eines 
Bebauungsplanverfahrens. 

●​ Aufstellungsbeschluss der Gemeindevertretung nach Prüfung der 
Planungsmöglichkeiten. 

●​ Abschluss eines Planungsvertrags zwischen Gemeinde und Vorhabenträger 
(Regelung der Kostenübernahme durch den Vorhabenträger). 

 

Frühzeitige Beteiligung  

(Bürger und Träger öffentlicher Belange haben erstmals formelle Einflussmöglichkeiten) 

3. Erarbeitung des Vorentwurfs des Bebauungsplans 

●​ Der Vorhabenträger erstellt in Abstimmung mit der Gemeinde eine erste Planung. 
●​ Inhalte des Vorentwurfs: 

○​ Erste Darstellung der geplanten Flächen und deren Nutzung. 
○​ Entwurf der Erschließung (Wege, Netzanbindung etc.). 
○​ Erste Umwelt- und Naturschutzuntersuchungen. 
○​ Erste Skizzen und städtebauliche Verträge (Eckpunkte für Verpflichtungen 

des Investors). 

4. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) 

●​ Informationsveranstaltung mit Diskussion und Stellungnahme-Möglichkeit für 
Einwohner. 

●​ Vorstellung des Vorentwurfs des Bebauungsplans mit ersten Planungsüberlegungen. 
●​ Möglichkeit der Einwohner, ihre Bedenken, Wünsche und Hinweise schriftlich oder 

mündlich einzubringen. 

5. Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) 
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●​ Beteiligung der betroffenen Fachbehörden und Nachbargemeinden. 
●​ Einholung erster Stellungnahmen zu Umwelt-, Naturschutz-, Wasser- und 

Denkmalschutzbelangen. 
●​ Erste Abstimmung mit der Regionalplanung und den Netzbetreibern. 

 

Konkretisierung der Planung & Öffentlichkeitsbeteiligung 

(Weitere Einflussmöglichkeiten der Bürger & Behörden) 

6. Überarbeitung & Konkretisierung des Bebauungsplans 

●​ Der Vorhabenträger passt den Plan basierend auf den Ergebnissen der frühzeitigen 
Beteiligung an. 

●​ Erstellung einer Begründung zum Bebauungsplan, in der u. a. die Stellungnahmen 
aus der frühzeitigen Beteiligung einfließen. 

●​ Ergänzung und Verfeinerung der Umweltprüfungen (Landschaftsbild, Artenschutz etc.). 

7. Gemeindlicher Billigungsbeschluss & Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

●​ Die Gemeindevertretung beschließt die Öffentliche Auslegung des konkreten 
Bebauungsplan-Entwurfs. 

●​ Dokumente, die nun öffentlich einsehbar sind: 
○​ Präziser Bebauungsplan-Entwurf mit textlichen Festsetzungen und Plankarte. 
○​ Begründung zum B-Plan, die Abwägungen und Erläuterungen enthält. 
○​ Ergebnis der Umweltprüfung, inkl. Artenschutz- und 

Landschaftsverträglichkeitsprüfung. 
○​ Entwurf des städtebaulichen Vertrags, der die Verpflichtungen des 

Vorhabenträgers fixiert. 

8. Öffentliche Beteiligung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

●​ Jede Person kann Stellungnahmen abgeben (schriftlich oder mündlich in einer 
Anhörung). 

●​ Gemeinde muss alle Stellungnahmen abwägen und begründen, wie sie damit 
umgeht. 

9. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

●​ Die Fachbehörden geben abschließende Stellungnahmen ab. 
●​ Stellungnahmen von Fachbehörden können Planänderungen erfordern (z. B. aus 

Naturschutzgründen). 
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Abschluss des Verfahrens & Satzungsbeschluss 

(Rechtskräftiger Bebauungsplan, Genehmigungen & Baubeginn) 

10. Abwägung der Stellungnahmen & Überarbeitung des Plans 

●​ Gemeindevertretung prüft und bewertet alle eingegangenen Stellungnahmen. 
●​ Falls erforderlich, wird der B-Plan noch einmal überarbeitet. 

11. Erstellung der finalen Fassungen des Städtebaulichen Vertrags und des 
Durchführungsvertrags 

●​ Finale Fassungen werden abgestimmt 
●​ Vorhabensträger unterzeichnet beide Verträge und legt sie der Gemeinde vor 

12. Satzungsbeschluss der Gemeinde (§ 10 BauGB) 

●​ Nach der Abwägung beschließt die Gemeindevertretung den Bebauungsplan als 
Satzung. 

●​ Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister unterzeichnet den Städtebaulichen Vertrag und 
den Durchführungsvertrag (Verträge sind damit nach Satzungsbeschluss zustande 
gekommen). 

●​ Der B-Plan wird ortsüblich bekannt gemacht und tritt damit in Kraft. 

13. Abschluss der Verträge & Baugenehmigung 

●​ Abschluss des Städtebaulichen Vertrags und des Durchführungsvertrags. 
●​ Vorhabenträger stellt Antrag auf Baugenehmigung. 
●​ Genehmigung erfolgt durch die zuständigen Behörden. 

14. Baubeginn & Umsetzung der Anlage 

●​ Nach Vorliegen aller Genehmigungen beginnt die Errichtung der PV-FFA. 
●​ Gemeinde überwacht die Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen. 
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